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Vorwort zur zwölften Ausgabe

Mit der nunmehr zwölften Ausgabe unserer Projektzeitung bekommt ihr für den Winter 2019/20
das aktuelle Heft unserer Reihe.
Der  Artikel  „Die  AfD  bescheinigt  sich  selbst  Verfassungsfeindlichkeit“  thematisieren  wir  die
Ergebnisse  einer  AfD-internen  Arbeitsgruppe.  Vorausgegangen  waren  der  Arbeitsgruppe
mehrere Berichte verschiedener Verfassungsschutzämter, nach denen die AfD teilweise eine
Nähe zum Rechtsextremismus aufweise.
Nach  Campact  und  attac  wurde  einer  weiteren  bundesweit  tätigen  Organisation  die
Gemeinnützigkeit entzogen werden: die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der
Antifaschist*innen  (VVN-BdA).  Die  VVN-BdA muss  nun  um ihre  Existenz  bangen,  denn  es
drohen  Steuerrückzahlungsforderungen  im  fünfstelligen  Bereich.  Mehr  Informationen  zum
faktischen  Verbot  der  Vereinigung  findet  ihr  in  unserem  Beitrag  „Dem  Rechtsruck
entgegentreten: Solidarität mit der VVN-BdA!“
Holocaust-Leugnung  ist  kein  Menschenrecht!  Der  ehemalige  NPD-Fraktionsvorsitzende  im
Schweriner  Landtag,  Udo  Pastörs,  hatte  2010 in  einer  Rede den Holocaust  geleugnet  und
wurde  dafür  verurteilt.  Pastörs  ging  gegen das  Urteil  in  Berufung  –  bis  zum Europäischen
Gerichtshof. Nun steht das Urteil fest.
Der  letzte  Artikel  dieser  Ausgabe  beschäftigt  sich  mit  Handlungsmöglichkeiten  gegen  die
„Alternative für Deutschland“ (AfD). Der Text ist schon etwas älter, dennoch schien es uns aus
gegebenen Anlässen sinnvoll, ihn noch einmal in der aktuellen neue Ausgaben abzudrucken.
Wir wünschen Euch wie immer viel Freude bei der Lektüre.
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Titelbild:  Seit  Monaten demonstrieren hunderttausende
Menschen  in  ganz  Deutschland  Freitags  für  eine
Klimapolitik,  die  diesen  auch  Namen  verdient.  In
Mecklenburg-Vorpommern  beteiligen  sich  ebenfalls
tausende  Menschen  in  verschiedenen  Orten  und
Städten.

Eigentumsvorbehalt: Nach  dem  Eigentums-vorbehalt  ist
diese Broschüre solange Eigentum des Absenders, bis sie
der/dem  Gefangenen  persönlich  ausgehändigt  ist.  »Zur
Habenahme«  ist  keine  persönliche  Aushändigung  im
Sinne  dieses  Vorbehalts.  Wird  die  Broschüre  der/dem
Gefangenen nicht  persönlich  ausgehändigt,  ist  sie  dem
Absender  mit  dem  Grund  der  Nichtaushändigung
zurückzusenden. Wird die Broschüre der/dem Gefangenen
teilweise  persönlich  ausgehändigt,  so  sind  die  nicht
ausgehändigten Teile, und nur sie, dem Absender mit dem
Grund der Nichtaushändigung zurückzusenden.
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AfD attestiert sich Verfassungsfeindlichkeit
Nachdem  das  Bundesamt  für  Verfassungsschutz  Teile  der  rechtsradikalen
„Alternative für Deutschland“ (AfD) als „Prüffall“ einstuften, hatte die AfD Anfang des
Jahres  eine  parteiinterne  Arbeitsgruppe  ins  Leben  gerufen,  die  die
Verfassungsfeindlichkeit  der  eigenen  Partei  überprüfen  sollte.  Die  Arbeitsgruppe
attestiert sich selbst: In Teilen Nichtvereinbarkeit mit der Freiheitlich-demokratischen
Grundordnung sowie Verfassungsfeindlichkeit.

Von Franziska Wilke und Marko Neumann

Die AfD wollte selbst untersuchen, ob sie in Teilen womöglich verfassungsfeindlich ist. Eine
interne  Arbeitsgruppe  der  AfD  sieht  bei  einigen  Äußerungen  von  Politikern  der  Partei
Anhaltspunkte  für  verfassungsfeindliche Einstellungen.  Besonders  viele  mehrdeutige und
problematische Formulierungen entdeckte die Gruppe, die sich über mehrere Monate mit
dem Thema Verfassungsschutz befasst hat, in den öffentlichen Einlassungen des Thüringer
Landes- und Fraktionschefs Björn Höcke. [1]

In  dem Bericht  ist  weiterhin von aktiven Parteimitgliedern die Rede, bei  denen „offenbar
tatsächliche  Anhaltspunkte“  festgestellt  wurden.  In  zahlreichen  Fällen  hätten  AfD-ler
Aussagen getroffen, die womöglich „mehrdeutig interpretierbar“ seien. Das Magazin „Focus“
berichtet,  dass  die  Gruppe  in  acht  Fällen  die  Einwände  des  Verfassungsschutzes  für
„nachvollziehbar“ halte. 34 Äußerungen seien weiterhin „inhaltlich nicht mit der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung vereinbar, ohne verfassungsfeindlich zu sein“. [2]
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Seltener fiel demnach der Brandenburger AfD-Chef Andreas Kalbitz auf. Ihm ordneten die
Autoren  des  Berichts  zwei  Äußerungen  zu,  die  mit  der  freiheitlich-demokratischen
Grundordnung  nicht  vereinbar  seien,  sowie  drei  „mehrdeutige“  Aussagen.  Jeweils  zwei
„mehrdeutige“  Äußerungen  wollen  die  Verfasser  des  internen  Papiers  bei  AfD-
Chef Alexander  Gauland und  bei  Fraktionsvorstandsmitglied Beatrix  von  Storch entdeckt
haben. [3]

Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) hatte im Januar die Jugendorganisation der
AfD  (Junge  Alternative)  und  den  rechtsnationalen  „Flügel“  als  Verdachtsfall  im  Bereich
des Rechtsextremismus eingestuft.  Die  AfD  sprach  daraufhin  von  einer  „politischen
Instrumentalisierung“ des Verfassungsschutzes. [4]

In  dem Gutachten  des  Verfassungsschutzes,  das  der  Einstufung  durch  das  Bundesamt
zugrunde liegt, heißt es unter anderem: „Die Partei eröffnet das Szenario einer Entwicklung,
an deren Ende die ‚Selbstzerstörung‘ und eine Unkenntlichmachung Deutschlands steht –
sofern keine politische Wende erfolgt.“ [5]

Zuletzt wurde darüber hinaus bekannt, dass der niedersächsische Verfassungsschutz die
AfD in dem Bundesland als Prüffall führt. Neben Niedersachsen war die Einstufung in der
Vergangenheit  auch  in Sachsen, Bremen,  Thüringen, Baden-Württemberg und Nordrhein-
Westfalen bekanntgeworden. [6]

Fußnoten:
[1] https://www.zeit.de/politik/deutschland/2019-09/arbeitsgruppe-verfassungsschutz-afd-verfassungsfeindlich-roland-hartwig
[2] https://www.mdr.de/nachrichten/politik/inland/afd-arbeitsgruppe-sieht-verfassungsfeindlichkeit-100.html
[3] https://www.zeit.de/politik/deutschland/2019-09/arbeitsgruppe-verfassungsschutz-afd-verfassungsfeindlich-roland-hartwig
[4] https://www.t-online.de/nachrichten/deutschland/parteien/id_86485938/afd-sieht-verfassungsfeindliche-tendenzen-bei-sich-
selbst.html
[5] https://www.spiegel.de/politik/deutschland/afd-arbeitsgruppe-sieht-anhaltspunkte-fuer-verfassungsfeindlichkeit-in-der-partei-a-
1287914.html
[6] https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/afd-arbeitsgruppe-stellt-verfassungsfeindlichkeit-fest-16394787.html
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Rechtsruck entgegentreten:
Solidarität mit der VVN-BdA!

Die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifaschist*innen (VVN-
BdA)  ist  auf  Betreiben  des  SPD-Finanzministers  Olaf  Scholz  die  Gemeinnützigkeit
entzogen  worden.  Der  Verband,  der  1947  durch  Opfer  des  nationalsozialistischen
Terrorregimes gegründet wurde, steht damit vor einer faktischen Zerschlagung. Der
Verein ist in seiner Existenz bedroht.

Von Janin Krude und Marko Neumann

Der  Vereinigung  der  Verfolgten  des  Naziregimes  –  Bund  der  Antifaschistinnen  und
Antifaschisten  (VVN-BdA)  –  ist  die  Gemeinnützigkeit  aberkannt  worden.  Das  teilten  die
Vorsitzenden  mit.  In  einem  Schreiben  der  Berliner  Finanzbehörden  dazu,  das  der
Nachrichtenagentur dpa vorliegt, wird die Entscheidung damit begründet, dass der Verein in
den Verfassungsschutzberichten Bayerns seit Jahren als linksextreme Gruppierung geführt
wird. Das reiche aus, um ihm die Gemeinnützigkeit zu entziehen. [1]
Der  Landesvorsitzende der  Berliner  Grünen,  Werner  Graf,  nannte  die Entscheidung des
Finanzamts „absurd“. Es sei eine „höchst besorgniserregende Entwicklung“, dass Vereinen
in Deutschland vermehrt die Gemeinnützigkeit entzogen wurde, sagte er mit Blick auch auf
die  Organisationen  Attac  und  Campact,  denen  in  diesem  Jahr  ebenfalls  die
Gemeinnützigkeit entzogen wurde. [2]
Linke-Fraktionschef  Udo  Wolf  sagte  auf  einem  Parteitag:  „Die  Entscheidung  ist  ein
unglaublicher  Skandal.“  Sie sei  selbstverständlich  keine  Entscheidung  der  rot-rot-grünen
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Koalition. Wolf erinnerte daran, dass Finanzsenator Matthias Kollatz (SPD) die Fachaufsicht
über  die  Finanzämter  habe.  Er  sei  sich  sicher,  dass  niemand  bei  Rot-Rot-Grün  das
Vorgehen  des  Finanzamtes  richtig  findet.  „Und  wir  werden  auch  versuchen,  sie  zu
korrigieren.“ [3]
Die Holocaust-Überlebende Esther Bejarano hat die Bundesregierung aufgefordert, gegen
die Aberkennung der Gemeinnützigkeit für die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes
(VVN-BdA) vorzugehen.  In  einem Brief  an Finanzminister  Olaf  Scholz  (SPD),  fordert  sie
dazu auf, „alles zu tun, um diese unsägliche, ungerechte Entscheidung der Aberkennung der
Gemeinnützigkeit der Arbeit der VVN-BdA rückgängig zu machen“. [4]
Auch das Internationale  Auschwitz  Komitee meldete  sich zu Wort.  Vor  dem Hintergrund
alltäglicher  rechtsextremer  Bedrohungen  bezeichnete  dessen  Exekutiv-Vizepräsident
Christoph Heubner die Entscheidung als Skandal, wie es in einer Mitteilung am Samstag
hieß. [5]
Deutschlands  Ansehen  werde  beschädigt  und  das  gemeinsame  Engagement  gegen
Rechtsextremismus und Antisemitismus erheblich geschwächt,  sagte Heubner.  Der VVN-
BdA habe mit seiner Arbeit Generationen junger Menschen in Deutschland sozialisiert und
politisiert.  Die  Vereinigung  wurde  von  Überlebenden  der  deutschen  Konzentrationslager
nach dem Zweiten Weltkrieg gegründet. Der volle Name lautet „Vereinigung der Verfolgten
des Naziregimes – Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten“. [6]
Unterdessen  wies  das  Bundesfinanzministerium  Kritik  an  geplanten  Neuregelungen  zur
Gemeinnützigkeit von Vereinen zurück. Zielrichtung sei nicht eine „Bestrafung“, sondern der
Schutz von Vereinen, die sich auch politisch engagieren, sagte ein Sprecher. Klargestellt
werden solle,  dass eine  gemeinnützige  Tätigkeit  mit  politischen Mitteln  begleitet  werden
könne, ohne dass es negative Auswirkungen auf die damit verbundene Steuerbegünstigung
habe.  „Zum  Beispiel  soll  ein  Karnevalsverein,  der  sich  etwa  gegen  einen  Aufmarsch
verfassungsfeindlicher  Kräfte  engagiert,  zukünftig  sicher  sein,  dass  er  seine
Gemeinnützigkeit behält.“ [7]
Die  jüdische  Gemeinde  zu  Berlin  lehnte  dieses  Vorgehen  ebenfalls  ab.  Es  sei  nicht
hinnehmbar, wenn der Staat demokratisches Engagement gegen Rechtsradikale und Nazis
sanktioniere,  sagte  der  Beauftragte  der  Jüdischen  Gemeinde  gegen  Antisemitismus,
Sigmount A.  Königsberg,  am Samstag als Gast auf  einem Parteitag der Berliner Linken.
„Was ist das für ein Zeichen?“, fragte er. Der Senat müsse hier klar Position beziehen. [8]

Fußnoten:
[1] https://www.tagesschau.de/inland/verfolgte-naziregime-gemeinnuetzigkeit-101.html
[2] https://taz.de/VVN-BdA-verliert-Gemeinnuetzigkeit/!5640345/
[3] https://www.berliner-zeitung.de/mensch-metropole/entzug-der-gemeinnuetzigkeit-von-verein-der-nazi-opfer-stoesst-auf-kritik-
li.1974
[4] https://www.deutschlandfunkkultur.de/ueberlebende-kritisiert-gemeinnuetzigkeits-entzug.265.de.html?drn:news_id=1073810
[5] https://www.neues-deutschland.de/artikel/1129108.bund-der-antifaschisten-holocaust-ueberlebende-kritisiert-
gemeinnuetzigkeits-entzug-fuer-vvn-bda.html
[6] https://www.spiegel.de/politik/deutschland/vvn-bda-kritik-am-entzug-der-gemeinnuetzigkeit-von-verein-der-nazi-opfer-a-
1297977.html
[7] https://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.verein-der-nazi-opfer-gemeinnuetzigkeit-entzogen-auschwitzueberlebende-und-
politiker-sind-entsetzt.4e7afb8d-960a-4db2-855f-98d0decc2dc5.html
[8] https://www.neues-deutschland.de/artikel/1129108.bund-der-antifaschisten-holocaust-ueberlebende-kritisiert-gemeinnuetzigkeits-
entzug-fuer-vvn-bda.html
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Holocaust-Leugnung kein Menschenrecht
Der ehemalige NPD-Fraktionsvorsitzende im Schweriner Landtag, Udo Pastörs, hatte 2010 in
einer Rede den Holocaust geleugnet und wurde dafür verurteilt.  Pastörs ging gegen das
Urteil in Berufung – bis zum Europäischen Gerichtshof.

Von Franziska Wilke und Marko Neumann

Die Leugnung des Holocausts ist nicht von der Europäischen Menschenrechtskonvention gedeckt.
Das hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg entschieden. Das Gericht
wies  damit  eine  Beschwerde  des NPD-Politikers Udo  Pastörs ab.  [1]  Pastörs  hatte  in  einer
Landtagsrede im Januar 2010 vom „sogenannten Holocaust“ und einer „Auschwitzprojektion“ durch
demokratische  Parteien  gesprochen.  Eine  Gedenkveranstaltung  für  die  Opfer  kritisierte  er  als
„Betroffenheitstheater“  und  das  Andenken  an  die  Toten  als  „einseitigen  Schuldkult“.  [2]  Das
Amtsgericht  Schwerin  verurteilte  ihn  deshalb  2012  wegen  Verunglimpfung  des  Andenkens
Verstorbener  und  Verleumdung  zu  einer  Freiheitsstrafe  von  acht  Monaten  auf  Bewährung.
Zusätzlich wurde eine Geldbuße von 6.000 Euro verhängt. Das Landgericht in Schwerin und das
Oberlandesgericht  in  Rostock  bestätigten  das  Urteil;  Pastörs  zog  bis  vor  das
Bundesverfassungsgericht, doch das wies seinen Einspruch im Jahr 2014 ab. [3] Die Straßburger
Richter urteilten nun, Pastörs habe „absichtlich die Unwahrheit gesagt, um Juden zu diffamieren“.
[4]  Dies  sei  nicht  von  dem  Recht  auf  Meinungsfreiheit  in  der  Europäischen
Menschenrechtskonvention gedeckt, erklärten die Richter am Donnerstag in Straßburg einstimmig.
Sie bestätigten damit Entscheidungen von deutschen Gerichten. [5]

Fußnoten:
[1] https://www.ndr.de/nachrichten/mecklenburg-vorpommern/Europaeischer-Gerichtshof-weist-Pastoers-Beschwerde-
zurueck,nordost160.html
[2] https://orf.at/stories/3139606/
[3] https://www.zeit.de/politik/deutschland/2019-10/udo-pastoers-npd-holocaust-leugnung-meinungsfreiheit-menschenrechte
[4] https://www.welt.de/politik/deutschland/article201345082/Holocaust-Leugnung-kein-Menschenrecht-NPD-Politiker-Pastoers-
scheitert-vor-EuGH.html
[5] https://www.spiegel.de/politik/deutschland/udo-pastoers-ex-npd-abgeordneter-scheitert-vor-menschenrechtsgericht-a-
1289859.html
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Was tun gegen die „Alternative für Deutschland“?
Handlungsansätze zum Umgang mit Rechtspopulist*innen

Mit dem Aufstieg der „Alternative für Deutschland“ (AfD) droht erstmals die dauerhafte
Etablierung  einer  Partei  rechts  der  CDU  in  Deutschland.  Bei  den  vergangenen
Landtagswahlen  zogen  die  Rechtspopulist*innen  als  zweitstärkste  Fraktion  in  den
Schweriner Landtag ein.

Es  ist  höchste  Zeit  Gegenstrategien  gegen  die  marktradikale,  nationalistische  und
rechtspopulistische  Politik  der  AfD  zu  entwickeln.  Dies  ist  weder  alleinige  Aufgabe  der
antifaschistischen Bewegung, noch ausschließliche Aufgabe der anderen Parteien, auch wenn
sich die AfD als Anti-Partei geriert und Frontstellung gegen alle „Systemparteien“ bezieht. Die
Entlarvung  und  Zurückdrängung  des  parteiförmigen  Rechtspopulismus  ist  eine
gesamtgesellschaftliche  Aufgabe,  denn  die  AfD  droht  die  gesamte  Gesellschaft  zu  spalten.
Insofern braucht  es ein  breites  Bündnis aus fortschrittlichen Kräften,  aus Parteien,  aus den
Religionsgemeinschaften,  Sozialverbänden,  zivilgesellschaftlichen  Organisationen,
antirassistischen und antifaschistischen Gruppierungen, um den Aufstieg der Demagogen im
bürgerlichen Gewand zu stoppen.

Innere Widersprüche aufzeigen
Trotz verschiedener Wahlerfolge ist die Partei häufig zerstritten – kaum ein Landesvorstand der
nicht  zumindest  in  Teilen  zurücktrat,  kaum  ein  Landesverband,  welcher  nicht  durch
Selbstdarsteller  oder  Querulanten in  die  Schlagzeilen geriet.  Diese Parteikultur  ist  auch ein
Ausdruck  dessen,  was  die  AfD  als  Gesellschaftsmodell  immer  wieder  propagiert:  Statt
Solidarität  will  die Partei,  dass sich der Stärkere bzw. Leistungsfähigere in der Gesellschaft
durchsetzt.  Ein Kampf Aller gegen Alle ist  die zwangsläufige Entwicklung, und wohin dieses
führt,  demonstrieren  gerade  zahlreiche  AfD -Funktionär*innen  an  ihrer  Partei.  Kritiker*innen
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sollten diese Prozesse aufzeigen und für sich nutzen. Alleine darauf zu vertrauen, dass sich die
AfD selbst demontiert, reicht nicht aus.

Schnittmengen mit der extremen Rechten nachweisen
Aufgabe der antifaschistischen Bewegung wird es vor allem sein, die bestehenden personellen
und  ideologischen  Schnittmengen  der  AfD  mit  der  extremen  Rechten  aufzuzeigen.  Für
zahlreiche  Neonazis  und  Rassist*innen  ist  die  AfD  der  parteipolitische  Hoffnungsträger,
nachdem viele frühere Projekte wie die Republikaner, die Pro-Parteien, Die Freiheit oder die
Schillpartei scheiterten und die NPD sich momentan in einer schweren Krise befindet. Die AfD
Spitze versucht zwar allzu laute Rechte mundtot zu machen und kann auf der Führungsebene
oft „repräsentables“ Personal vorweisen. Der Umgang mit diversen „Einzelfall“-Skandalen zeigt
jedoch, dass die Führung meist nicht bereit ist extreme Rechte auszuschließen – entweder weil
der innerparteiliche Widerstand zu groß ist oder weil es Stimmen bei Wahlen kosten würde. Auf
der kommunalen Ebene muss die Partei zukünftig hunderte von Positionen besetzen. Hier und
erst recht an der Basis lohnt es sich, genau hinzusehen, ob sich dort belastete Aktivist*innen
tummeln, auch wenn dies eine mühsame Recherche erfordert. 

Inhaltliche Kritik ist die Aufgabe aller
Die Entwicklung einer grundlegenden Kritik an den Inhalten der AfD ist sicher die wichtigste und
größte Herausforderung. Sie darf nicht nur Aufgabe der antifaschistischen Bewegung sein und
kann schon gar  nicht  auf  die Bevölkerungsgruppen abgewälzt  werden,  welche von der  AfD
diskriminiert werden. Inhaltliche Kritik ist die Aufgabe der gesamten Gesellschaft, sofern sie an
einer solidarischen Zukunft interessiert ist. So wird es z.B. primäre Aufgabe der Gewerkschaften
sein,  die  marktradikalen  Positionen  der  AfD  zu  kritisieren.  Die  AfD  fordert  eine  weitere
Deregulierung der Wirtschaft, ist gegen den Mindestlohn und für den Abbau der Rechte von
Werktätigen. Sie ist nicht die „Partei der kleinen Leute“, als die sie sich gerne präsentiert. Sie
vertritt  die  Interessen  einer  gesellschaftlichen  Elite,  welche  ihre  Privilegien  gegen  die
Interessen,  auch  der  werktätigen  Bevölkerung,  verteidigen  und  ausbauen  will.  Diese
Verstetigung der Ungleichheit wird auch im Hamburger Wahlprogramm, als „Leistungsprinzip“
verklärt,  gefordert.  Hier  hat  die  AfD  eine  offene  Flanke,  denn  einfache  Mitglieder  und
Wähler*innen kommen selbst  oft  aus sozial  benachteiligten Schichten und wären von einer
sozialdarwinistischen Politik persönlich betroffen.
Eine aufgeklärte Gesellschaft, welche die Verwirklichung der Gleichheit aller Menschen zum Ziel
hat,  kann  keine  Sondergesetze  für  Zugewanderte,  Flüchtlinge  oder  bestimmte  Religionen
wollen.  Kulturelle,  ethnische,  religiöse  und  soziale  Vielfalt,  sowie  ein  solidarischer  Umgang
miteinander sind die Voraussetzungen einer freiheitlichen Gesellschaft.

Sanktionen  gegen  die  AfD  müssen  inhaltlich  gut  begründet  sein  und  dürfen  ihr  keine
Gelegenheit  bieten,  sich  erfolgreich  in  der  Opferrolle  zu  inszenieren.  Doch  die  AfD  hat
personelle  und  ideologische  Schnittmengen  mit  der  extremen  Rechten,  sie  lehnt  eine
Gleichberechtigung  aller  Menschen  unabhängig  von  Geschlecht,  Herkunft,  Religion  und
sexueller Orientierung ab. Die AfD darf von keiner Partei als Bündnispartner akzeptiert werden,
weder  in  der  Bürgerschaft,  noch  in  den  Bezirken.  Ihren  Positionen  muss  energisch
widersprochen, ihre populistische Strategie muss entlarvt werden, ihr öffentliches Auftreten darf
nicht  unkommentiert  bleiben.  Sie  bietet  keine  lebenswerte  „Alternative“  zum  Bestehenden,
sondern ist eine Gefahr für eine offene und solidarische Gesellschaft.

Dieser leicht abgeänderte und gekürzte Text wurde zuerst veröffentlicht in der Broschüre „Zur Kritik
an der Alternative für Deutschland“ vom Hamburger Bündnis gegen Rechts.
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Jetzt Aufkleber bei uns bestellen!
Ihr kennt das:  man räumt die Bude auf und findet Sachen, von denen man gar nicht  mehr
wusste, dass man sie jemals hatte. So geht’s und auch. Wir haben beim Aufräumen kleinere
und  größere  Restestapel  an  Aufklebern  gefunden  und  wollen  sie  gerne  an  euch  weiter
verschenken. Konkret haben wir noch von nahezu allen Stickermotiven der vergangenen zwei
Jahre  Aufkleber  rumliegen.  Ihr  braucht  noch  ein  paar  Sticker,  um  eure  Umgebung  zu
verschönern? Schreibt uns eine Mail an infonordost@systemausfall.org oder meldet euch auf
unserer neuen Facebook Seite unter 'infonordost'!

----------------------------------------------------------------------------------------------------- Keine Anzeige ----------------------------------
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